
RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur:

ZweiteAusgabe 328FRANZXAVERFRIEDRICHWien ,am . . Dezember. 1932.

DerstädtischeVoranschlagfür1933.
DieVerhandlungenimStadtsenatundFinanzausschussabgeschlossen.

Der WienerStadtsenat beendete heute gemeinsammitdem
städtischen Finanzausschuss die Beratungen über den Voranschlag der Bun¬
deshauptstadt Wienfür das Jahr1933 .

In FortsetzungderSpezialdebattereferiert StadtratHonay
über das Kapitel " AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten "; orbegründetdie
geringeren Ansätze in diser Gruppe damit ,dass die Personal - undSacherfor¬

dernisseauf andreGruppenübertragenwordenseien .DieFeuerwehrerhalte
ungefährdie gleicheDotation, -derenSchlagkrafterfahrekeineVermin¬
derung .DieAusgabenfür dieMuseen,SammlungenundBibliothekensowiefür
die Kunstförderungseien imwesentlichenunverändertgeblieben.

GemeinderatDr .ZörnlaibverlangteineAufstellungüberdie
KostenderDrucklegungderstenographischenProtokolledesGemeinderates,
die der Berichterstatter zusagt . Hieraufwerdendie AnsätzedieserVerwal¬
tungsgruppegenehmigt.

DieWirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungen.
Jeber die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen

für das Geschäftsjahr1933berichtet VizebürgermeisterEmmerling; erführt
unteranderemaus ,dassdie WirtschaftspläneaufGrundderWahrnehmungen
des laufendenGeschäftsjahresaufgebautseien .DasGaswerkschliessenach
AbschreibungenvonAnlagewertenimAusmassevonrund10MillionenSchilling
undeiner Rücklagefür Ruhe- undVersorgungsgenüsseimBetragevon500. 000
Schilling mit einemGebarungsüberschussvon117 . 000Schilling .FürInve¬
stitionen seien mehrals 7 Millionen Schilling vorgesehen ,die ihre Bedeckung
aus denAbschreibungsbeträgenundKassenbeständenfinden .

Auchdie Elektrizitätswerke präliminieren einenbescheidenen
GebarungsüberschussnachAbschreibungenvonmehrals 14MallionenSchilling
undeinerRücklagefür Ruhe- undVersorgungsgenüssein derHöhevon500. 000
Schilling .DieElektrizitätswerkehabenfür InvestitionenundRestzahlungen
für InvestitionenausdemVorjahrerund ' 5MillionenSchillingvorgesehen.

Die Strassenbehnenhabenfür Investitionen rund ' 7Mil¬
lionenSchillingpräliminiert .Für1933werden105MillionenSchillingan
Einnahmenaus der Personenbeförderungerwartet .ImVergleichmit denBetriebs-¬
rückgängender StrassenbahnenreichsdeutscherStädtesei Wiennochimmer
gut daran,was in erster Linie auf die vielfachen Begünstigungen ,wieFrüh¬
fahrscheine,Hin - undRückfahrscheine ,Wochen - undstark ermässigte Monats - ¬
karten ,die denVerkehrbeleben ,zurückzuführensei .

DasBrauhausseheeinenGebarungsüberschussvon300. 000
Schilling vor undpräliminiert für Investitionen 250 . 000Schilling .

Der voraussichtliche GebarungsüberschussderLeichenbe¬
stattung betrage172 . 000Schilling ,die Investitionenseien mit87. 000
Schillingvorgesehen.

Die städtische Ankündigungsunternehmung„ Gewista "erwarte
einenUeberschussvon110 . 000Schilling.692
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Stadtrat Kunschakbemerkt ,dass die Strassenbahnen ,ein für die
Stadt lebenswichtiger Betrieb ,zu vielen berechtigten Klagen Anlass geben ;
die Betriebsführung lasse alles zu wünschen übrig .Im Gegensatz zumReferen - ¬
ten sei die christlichsoziale Fraktion der Meinung ,dass nur eine Aenderung
der Tarifpolitik einen Wandel in der Frequenz schaffen könne .DieStadtbahn
gebe ebenfalls zu vielen Klagen Anlass .Wie soll die Strassenbahn in der Zu- ¬

kunft weitergeführt werden ? Bisjetzt werde auf jedes Defizit mit einer

Verkehrseinschränkung geantwortet ;so aber könne es nicht weitergehen ,denn
sonst laufe die Verwaltungin die Gefahr ,den Betrieb einmal ganzeinstellen
zu müssen .Bei der städtischen Leichenbestattung sei eine Aenderungder
Tarife vor allem in den unteren Klassen unerlässlich .ImZentralfriedhof
müsse ein entsprechender Bewachungsdienst eingerichtet werden,weil die

Diebstähle vonKränzenunddergleichen unddie Devastierungenständigzu- ¬
nehmen .

Stadträtin Dr .Motzkoführt aus ,dass nach einer Mitteilung ,die
ihr zugekommen sei ,die Gas - undElektrizitätswerke Installationen durch¬
führen ,die den privaten Installateuren zukommensollten .DieEinstellung
dieser Arbeiten müsseim Interesse des Gewerbesgefordertwerden .

Stadtrat Frauenfeld verlangt ,dass die für die Abschreibungen
vorgesehenen Beträge für Investitionen verwendet werden .DieStrassenbahn
sei kein Verkehrsmittel mehr ,sondern schon ein Verkehrshindernis .Bei den

Betriebseinschränkungen werde auf die Bevölkerung überhaupt nicht Rücksicht
genommen .Der Wirtschaftsplan für das Brauhaussei von einemOptimismuser¬
füllt ,der nach keiner Richtung hin gerechtfertigt sei .DieLeichenbestattung
müsse als gemeinnütziges Unternehmen geführt werden ,nicht aber nachstreng
kaufmännischenGrundsätzen .

In seinem Schlusswort entgegnet der Berichterstatter,es gäbe
heute keine Strassenbahn ,die ohne Defizit arbeite .Unter der früheren Ver¬
waltung seien bei der Strassenbahn Ueberschüsse einkalkuliert undtrotzdem
Tariferhöhungen vorgenommenworden .Mit diesem System habe die derzeitige
Verwaltung restlos gebrochen .Unrichtig sei es ,dass die städtische Leichen¬

bestattung zu hohe Tarife habe ; siesei auch kein Monopolunternehmen ,sondern
stehe mit den privaten Leichenbestattungen in schärfster Konkurrenz .DieGas- ¬
und Elektrizitätswerke führen keine Installationen durch,solche werden
durchwegs vom zuständigen Installationsgewerbe ausgeführt .Die Unterlassung

der Abschreibungen müsse aus kaufmännischen Gründen abgelehnt werden .
Die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungenwerden

hierauf genehmigt .Stadtrat Dr .Danneberg berichtet sodann über das Kapitel
" Bilanz und Bedeckung " ,das ebenfalls angenommen wird .

Die Beratungen über den städtischen Voranschlag für das Jahr
1933 und über die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für das
Geschäftsjahr 1933 sind damit abgeschlossen .Die Verhandlungen über den

Voranschlag und über die Wirtschaftspläne werden im Gemeinderat derStadt
Wien am Mittwoch ,den 14 .Dezember,um17 Uhrbeginnen .
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